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höchstrichterlich relativiert und abhängig ge-
macht von Umständen, die letztlich j eder p arla-
mentarischen Kontrolle entzogen sind . Dies mün-
det dann schließlich in das Lotterie spiel, das wir
b ei der gegenwärtigen Einb erufungspraxis zu b e-
ob achten hab en .

Schaut man sich die jüngere gesetzliche Ent-
wicklung an, so wird mit dem Gesetz zur Verb esse-
rung der Wehrgerechtigkeit von 1 9 8 6 − b edingt
durch den Rückgang der Geburtenzahlen − zu-
nächst der Grundwehrdienst auf 1 8 Monate verlän-
gert. Zugleich wird die Tauglichkeitsgruppe 7 ge-
schaffen, um auch no ch den letzten − eigentlichen
schon fast untauglichen − jungen Mann verpflich-
ten zu können . Mit dem Ende des kalten Kriege s
und der einsetzenden Entsp annung im Jahre 1 9 9 0
wurde der Grundwehrdienst auf 1 2 Monate ver-
kürzt. Diese Umstände b etrafen nun alle Wehr-
pflichtigen gleichermaßen, so dass die s mit Blick
auf Art. 3 GG rechtlich nicht zu b eanstanden ist,
wenngleich es exemplarisch zeigt, dass selb st der
Ge setzgeber rein b edarfsorientiert entscheidet !

In der Folgezeit kam e s indes zu rechtlich sehr
b edenklichen Entwicklungen, die mit dem Gleich-
heitssatz kaum no ch zu vereinb aren waren . Gene-
rell wurde das Einb erufungsalter abgesenkt ; eb en-
so wurden die Anforderungen an die Tauglichkeit
so weit abgesenkt, dass früher taugliche Wehr-
pflichtige auf einmal nicht mehr tauglich waren .
Schließlich wurde der Katalog der administrativen
Zurückstellungen au sgeweitet : nicht nur die so ge-
nannten 3 . Brüder waren au sgenommen, sondern
auch Verheiratete , junge Männer mit Ausbildungs-
platzzusage und weitere Sondergruppen . Schließ-
lich p asste der Gesetzgeb er mit dem Streitkräftere-
serve-Neuordnungsge setz die wehrrechtlichen Re-
gelungen an die veränderten sicherheitspoliti-
schen Anforderungen an und üb ernahm weitge-
hend die administrativen Wehrdienstausnahmen
in das Gesetz . Weitere Änderungen sieht ein Ge-
setzentwurf de s Bundesverteidigungsministeri-
ums vor, der j edo ch no ch nicht in der p arlamentari-
schen B eratung ist.

Die se − nicht vollständige − Schilderung der
wehrrechtlichen Entwicklung b elegt, dass letztlich
die Politik b e stimmt, was Wehrgerechtigkeit b e-
deutet − und zwar anhand von Kriterien, die sich
vorrangig an Zweckmäßigkeitserwägungen der
Bundeswehr (und de s Haushalts?) au srichten, j e-
do ch nicht (o der weniger) an verfassungsrechtli-
chen Vorgaben .

Gleichbehandlung

Die Wehrpflicht findet j edo ch nicht in einem ver-
fassungsfreien Raum statt, auch wenn die derzeiti-
ge Einb erufungspraxis zur Ab solvierung de s
Zwangsdienste s b ei vielen jungen Männern das Ge-
fühl der Ungleichb ehandlung und Ohnmacht dem
Staat gegenüb er verstärkt.
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A us der A rbeit der Zen tralstelle KDV

Die Pflicht zur Verweigerung

Die kriegerischen Interventionen der Bundes-
wehr vertoßen in immer mehr Fällen gegen in-
ternationale s Recht. B ei dem Krieg gegen Ju-
go slawien zu Gunsten der Alb aner im Ko sovo
ist das unbe stritten . Die B egründungen hab en
sich als Lügen herau sge stellt wie die B egrün-
dungen für den Irakkrieg. D er Krieg gegen Af-
ghanistan wurde b egonnen, als der Sicherheits-
rat der Vereinten Nationen sich b ereits mit den
Problemen b efasst hat und damit das Selb stver-
teidigungsrecht der USA ob solet war. Die sen
Krieg (Enduring Freedom) zu unterstützen,
statt sich auf die friedliche Hilfe zu b e schrän-
ken, ist Unrecht. B ei der Unterstützung des Irak-
krieges der USA hat das Bunde sverwaltungsge-
richt auf den Verstoß gegen das Völkerrecht
hingewie sen . D as Weißbuch b egründet kriege-
rische Interventionen sogar mit dem freien Zu-
gang zu Ressourcen in fremden Staaten, sowie
der Erzwingung freier Kommunikation und
freien Handelns . Die Zustimmung der Verein-
ten Nationen soll nur no ch wünschenwert sein .
D amit wird deren friedenserhaltende Funktion
ausgehöhlt und das geltende Völkerrecht ge-
brochen .

Angesichts dieser Situation weisen wir alle
Soldatinnen und Soldaten darauf hin, dass sie
im Falle völkerrechtswidriger kriegerischer In-
terventionen nicht nur das Recht, sondern die
Pflicht hab en, j ede Mitwirkung zu verweigern .
D as Grundgesetz verpflichtet zur Achtung der
allgemeinen Regeln des Völkerrechts . E s kann
nicht b estritten werden, dass die Charta der
Vereinten Nationen dazu gehört. Wer Informa-
tionen o der Hilfe braucht, kann sich an die
Zentralstelle KDV und ihre Mitgliedsverb ände
wenden .

Beschluss der Mitgliederversa mmlung der
Zen tralstelle KDV vo m 3. März.

b ereits in den 1 970-er Jahren ganz eindeutig au sge-
spro chen hat, dass sich Wehrdienstausnahmen
nicht am personellen B edarf orientieren dürfen .

Gegenwärtige Praxis

Hiervon ist das Bundesverwaltungsgericht in sei-
nem Urteil vom 1 9 . 0 1 . 2 0 0 5 nun allerdings in einer
Kehrtwende abgerückt, indem es − kurz gesagt −
fe ststellte , dass die Wehrgerechtigkeit abhängig ist
vom B edarf der Wehrb ehörden an Wehrpflichti-
gen . D amit wird die Wehrgerechtigkeit nun auch
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Gruppe der Verheirateten − vordergründig aus pe-
kuniären Gründen − vom Wehrdienst auszuneh-
men, ist mehr als zweifelhaft.

D er Gesetzgeb er muss sich b ei seiner Tätigkeit
eigentlich orientieren an dem, was das Bundesver-
fassungsgericht zu B eginn seiner Rechtsprechung
als »Weisung an den Ge setzgeb er« ge sagt hat : Die-
ser hat »b ei steter Orientierung am Gerechtigkeits-
gedanken Gleiche s gleich, Ungleiches seiner Ei-
genart entsprechend verschieden zu behandeln . «

Diese »Weisung« ist verletzt, wenn eine Differen-
zierung auf keinen vernünftigen Erwägungen b e-
ruht, wenn die Unsächlichkeit der Differenzierung
evident, d . h . , willkürlich ist. »Willkürlich« b edeutet
nun für uns Juristen nicht, dass von einem subj ekti-
ven Schuldvorwurf auszugehen wäre , sondern
»willkürlich« ist vielmehr obj ektiv zu b estimmen,
nämlich daran zu messen, ob eine Maßnahme tat-
sächlich und eindeutig unangemessen ist.

Zu B eginn der 1 9 8 0-er Jahre hat das Bundesver-
fassungsgericht dies no ch einmal präzisiert : D a-
nach liegt eine Ungleichb ehandlung vor, wenn »ei-
ne Gruppe von Normadre ssaten im Vergleich zu
anderen Normadressaten anders b ehandelt wird ,
obwohl keine Unterschiede von solcher Art und
solchem Gewicht be stehen, dass sie eine ungleiche
B ehandlung rechtfertigen könnten . «

Ich lasse in die sem Zusammenhang das Problem
der Frauen unerörtert. Sie kennen das Urteil de s
EuGH in der S ache Tanj a Kreil; inwieweit die s Aus-
wirkungen auf unsere Verfassung hat o der haben
wird , ob wir b ei Art. 1 2 a GG vielleicht von einem
»verfassungswidrigen Verfassungsrecht« sprechen
müssen, ist rechtlich gewiss ho ch interessant, wür-
de den heutigen Rahmen indes sprengen .

Entscheidende Grundlage für die Wehrgerech-
tigkeit ist Art. 3 GG, der die Gleichb ehandlung der
Bürger durch den Staat einfordert. Wehrgerechtig-
keit ist zugleich Willkürverbot; dem müssen die
Wehrbehörden im Rahmen ihre s − gerichtlich
nicht üb erprüfb aren − Einb erufungsermessens
nachkommen . Was ab er, wenn die Ungleichb e-
handlung b ereits im Gesetz angelegt ist?

Gleichb ehandlung bedeutet zunächst, dass
nicht ohne sachlichen Grund gleiche Tatb estände
unterschiedlich b ewertet werden dürfen . Gleich-
heit o der Ungleichheit zeigt sich regelmäßig im B e-
lastungserfolg, der von einer gesetzlichen Rege-
lung ausgeht ; dab ei ist we sentlich , dass e s hierb ei
nicht nur auf die rechtliche , sondern auch auf die
tatsächliche Komponente der B elastung ankommt.
Folgt die Ungleichheit lediglich aus dem Ge setzes-
vollzug, wie dies b ei den administrativen Wehr-
dienstau snahmen der Fall war und ist, so kann die s
auf einer gesetzlichen Lücke b eruhen . Die se kann
und mu ss der Ge setzgeb er schließen, um entstan-
dene gleichheitswidrige Zustände zu b eseitigen .

Liegt die Ungleichheit in einer fehlerhaften Ge-
setzesanwendung, so sind die Verwaltungsgerich-
te b erufen, korrigierend einzugreifen; j edo ch ge-
lingt die s im Hinblick auf das nicht üb erprüfb are
Einb erufungserme ssen nur sehr unvollkommen .
(So hat z . B . das Bundesverwaltungsgericht vor eini-
gen Jahren die Klage eine s 3 . Bruders , der vom
Kreiswehrersatzamt − entgegen der Erlasslage −
»versehentlich« einb erufen worden war, abgewie-
sen mit der (rechtlich zutreffenden) B egründung,
administrative Wehrdienstausnahme seien unzu-
lässig. Dies war für den jungen Mann gewiss wenig
hilfreich und hat sein B ild von Recht und Gerech-
tigkeit in unserem Staat wohl kaum po sitiv b eein-
flusst.)

Mit der Anp assung der Wehrgerechtigkeit an
den personellen B edarf der Bunde swehr durch
den Gesetzgeb er schafft der Ge setzgeber nun
selb st die Wehrungerechtigkeit unmittelb ar im Ge-
setz . D ab ei wird er durch das b ereits erwähnte Ur-
teil des Bunde sverwaltungsgerichts von Janu ar
2 0 0 5 auch no ch be stätigt. Nun sind grundsätzlich
Ausnahmeregelungen zu ge setzlich auferlegten
Pflichten zulässig, wenn z . B . Regelungen für b e-
stimmte Personen o der Gruppen zu unzumutb a-
ren Zu ständen o der zu persönlichen Härten führen
würden, die vom Gesetz im Grundsatz nicht inten-
diert sind . D as ganze ist j edo ch immer am Grund-
satz der Gleichb ehandlung de s Art. 3 GG zu mes-
sen . Und ob es hiernach sachgerecht ist, z . B . die
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»Unterschiede von solcher Art und solchem Ge-
wicht« − das ist das ausschlaggeb ende Kriterium,
wenn der Ge setzgeber innerhalb einer Gruppe −
hier der jungen Männer − differenzieren will .

In sp äteren Entscheidungen hat das Bunde sver-
fassungsgericht die sen Grundsatz zwar etwas rela-
tivert, indem es unter dem Blickwinkel von Verhält-
nismäßigkeitsabwägungen Ab stufungen an die An-
forderungen von »Art« und »Gewicht« gemacht hat.
E s hat aber zugleich immer wieder betont, dass b ei
einer Ungleichbehandlung von Personengruppen
eine be sonders strenge B indung an die Gleichb e-
handlung zu be achten ist, und − no ch weiterge-
hend − b ei der Differenzierung nach personenb e-
zogenen Merkmalen »b e sonders streng« zu verfah-
ren ist.

Legt man dies zugrunde , so ist b ei den Eingriffen
in die Rechte junger M änner, die das WPflG und das
ZDtG ermöglichen, b ei dem geforderten Dienst als
staatlichem Zwangsdienst gewiss die »b esonders
strenge« Bindung an Art. 3 GG zu be achten .

Als Vorgab e an den Gesetzgeb er lässt sich daraus
ableiten :

− keine uferlo se Au sweitung von Zurückstel-
lungsgründen,

− kein unb e schränktes Drehen an der Tauglich-
keitsschraub e ,

F or u m Pazi -
fi s mus

− kein Ab stellen auf die für den Pflichtdienst zur
Verfügung stehenden Jahrgangsstärken

− keine Ausrichtung allein am personellen B e-
darf.

D ass das j etzige WPflG diesen Anforderungen
nicht genügt, dürfte ohne weitere s erkennb ar sein,
denn mit der Schaffung einer Vielzahl von Ausnah-
men wird die Personengruppe der jungen Männer
in willkürhafter Weise reduziert auf einen Kernb e-
stand , der den Wehrbehörden zur Leistungen der
»allgemeinen« Dienstpflicht genehm ist. Die s ist
auch vor dem Hintergrund des Wandels der An-
schauungen üb er militärische B edrohung und Ver-
teidigungsbereitschaft nicht zu rechtfertigen . Ei-
nen Zwang zur Arb eit außerhalb einer für alle glei-
chen Dienstleistungspflicht schließt indes b ereits
Art. 1 2 Ab s . 2 GG ausdrücklich aus .

Fazit

Die j etzige Einberufungspraxis aufgrund de s
WPflG führt daher zu einem Vollzugsdefizit b ei der
erforderlichen gleichmäßigen Heranziehung aller
jungen M änner. Die se s Vollzugsdefizit schlägt auf
die Normen de s WPflG durch und führt daher zu
deren Verfassungswidrigkeit. (D as Bundesverfas-
sungsgericht hat b ereits 1 9 9 1 zur Zinsb esteuerung
eine ähnliche Situation vorgefunden, auch das Bun-
de sverwaltungsgericht zieht bei der Diskussion
dieser rechtlichen Fragen eine Parallele zur Steuer-
ge setzgebung.) Erweist sich das WPflG als verfas-
sungswidrig − wovon das Verwaltungsgericht Köln
in seinen Vorlageb eschlü ssen an das Bundesverfas-
sungsgericht j a au sgeht − , so kann natürlich auch
das ZD G keinen B estand hab en . Ob e s − und welche
− Lö sungen die ser Frage geb en wird , muss daher
wohl das Bunde sverfassungsgericht entscheiden,
da in der Politik no ch mehrheitlich an der Wehr-
pflicht fe stgehalten wird .

Jürgen Kohlheim war − bis zu seiner Pensio n ie-
rung Ende März − Vorsitzender Rich ter am Ver-
waltungsgerich t Köln. Die vo n ihm geleitete Kam-
mer ha t m it Beschluss vo m 15. 04. 2005 dem Bun-
desverfassungsgerich t die Frage vorgelegt, o b die
Wehrpflich t (noch) verfassungsgemäß ist (Dieser
Vorlagebeschluss ist veröffen tlich t inF or u m Pazi -

fi s mus 06, S. 28ff.).
Der h ier veröffen tlich te Text ist das Man uskript

eines Vortrages bei der Mitgliederversa mmlung
der Zen tralstelle KDV am 3. März in Berlin.


